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Die Europäische Kommission hat in einer Mitteilung an Apple ihre Bedenken hinsichtlich bestimmter App-Store-Regeln für Mu-

sikstreaming-Anbieter klargestellt, so die PM der EU-Kommission – Vertretung in Deutschland – vom 28.2.2023. Die Mitteilung

der Beschwerdepunkte ersetze die Mitteilung der Beschwerdepunkte von 2021. Damit stelle die Kommission klar, dass sie sich

im Rahmen der kartellrechtlichen Untersuchung nicht mehr mit der Prüfung der Rechtmäßigkeit der Verpflichtung in Bezug auf

In-App-Käufe befassen wird. Sie werde sich dagegen auf die vertraglichen Beschränkungen konzentrieren, die Apple App-Ent-

wicklern auferlegt hat, und die letztere daran hindern, iPhone- und iPad-Nutzer über alternative Musikabonnements zu niedrige-

ren Preisen außerhalb der App zu informieren, damit die Nutzer diese Abonnements in Anspruch nehmen können. Dieser Ver-

fahrensschritt folge auf die Mitteilung der Beschwerdepunkte, in der die Kommission ihre vorläufige Auffassung dargelegt hatte,

dass Apple seine marktbeherrschende Stellungmissbraucht habe, indem es i) Entwicklern von Musikstreaming-Apps seine eige-

ne Zahlungstechnologie für in der App getätigte Kaufvorgänge (In-App-Käufe) auferlegt hat („Verpflichtung in Bezug auf In-

App-Käufe“) und ii) die Möglichkeit der App-Entwickler, iPhone- und iPad-Nutzer über alternative Musikstreaming-Abonne-

ments zu informieren, eingeschränkt hat („Verpflichtungen in Bezug auf die Einschränkung der Informationsmöglichkeiten“).

Die Kommission vertrete die vorläufige Auffassung, dass die von Apple auferlegten Verpflichtungen in Bezug auf die Einschrän-

kung der Informationsmöglichkeiten unlautere Handelsbedingungen darstellen und damit gegen Art. 102 AEUV verstoßen. Die

Kommission befürchte insbesondere, dass die Entwickler von Musikstreaming-Apps durch die von Apple auferlegten Verpflich-

tungen in Bezug auf die Einschränkung der Informationsmöglichkeiten daran gehindert würden, die Verbraucher darüber zu

informieren, wo und wie sie Streaming-Dienste zu niedrigeren Preisen abonnieren können. Diese Verpflichtungen in Bezug auf

die Einschränkung der Informationsmöglichkeiten i) seien für die Bereitstellung des App Store auf iPhones und iPads weder er-

forderlich noch angemessen, ii) seien für die Nutzer von Musikstreaming-Diensten auf den mobilen Geräten von Apple nachtei-

lig, da sie letztlich möglicherweise mehr zahlen, und iii) liefen den Interessen der Entwickler von Musikstreaming-Apps zuwider,

da sie die Auswahl der Verbraucher effektiv beschränken.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Lkw-Kartell – Schadensersatzklagen

nach nationalem Recht wegen Zuwider-

handlungen gegen wettbewerbsrechtliche

Bestimmungen (hier: Unionsrechtskonfor-

mität einer spanischen Kostenregelung)

1. Art. 101 AEUV und Art. 3 Abs. 1 und 2 der

Richtlinie 2014/104/EU des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 26. November

2014 über bestimmte Vorschriften für Scha-

densersatzklagen nach nationalem Recht we-

gen Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbs-

rechtliche Bestimmungen der Mitgliedstaaten

und der Europäischen Union sind dahin aus-

zulegen, dass sie einer nationalen zivilprozes-

sualen Vorschrift, wonach in dem Fall, dass

dem Antrag teilweise stattgegeben wird, jede

Partei ihre Kosten und die Hälfte der gemein-

samen Kosten trägt, es sei denn, es liegt ein

missbräuchliches Verhalten vor, nicht entge-

genstehen.

2. Art. 17 Abs. 1 der Richtlinie 2014/104 ist da-

hin auszulegen, dass weder der Umstand, dass

der Beklagte einer in den Anwendungsbereich

dieser Richtlinie fallenden Klage dem Kläger

die Daten zur Verfügung stellte, auf die er sich

stützte, um dem Gutachten des Klägers zu wi-

dersprechen, noch der Umstand, dass der Klä-

ger seinen Anspruch lediglich gegen einen der

Rechtsverletzer gerichtet hat, für sich genom-

men für die Beurteilung der Frage, ob es den

nationalen Gerichten gestattet ist, den Scha-

den zu schätzen, relevant sind, da diese Schät-

zung zum einen voraussetzt, dass das Vorlie-

gen des Schadens erwiesen ist, und zum ande-

ren, dass es praktisch unmöglich oder übermä-

ßig schwierig ist, ihn genau zu beziffern, was

bedeutet, dass sämtliche Parameter, die zu die-

ser Feststellung führen, u. a. die Erfolglosigkeit

von Schritten wie des in Art. 5 der Richtlinie vor-

gesehenen Antrags auf Offenlegung von Be-

weismitteln, zu berücksichtigen sind.

EuGH, Urteil vom 16.2.2023 – C-312/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-513-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH-Schlussanträge: Zur Geltendmachung

von Ansprüchen von Verbrauchern gegen

Banken nach Nichtigerklärung eines Hypo-

thekendarlehensvertragswegenmissbräuch-

licherVertragsklauseln

1. Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie

93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über

missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-

gen sind dahin auszulegen, dass sie einer ge-

richtlichen Auslegung des nationalen Rechts

nicht entgegenstehen, nach der dann, wenn

ein zwischen einem Verbraucher und einer

Bank geschlossener Darlehensvertrag wegen

darin enthaltener missbräuchlicher Klauseln als

von Anfang an nichtig befunden wird, dem

Verbraucher neben der Erstattung der auf-

grund dieses Vertrags gezahlten Beträge und

ab dem Zeitpunkt der Aufforderung zur Erstat-

tung zu zahlender Verzugszinsen in gesetzli-

cher Höhe zusätzliche, sich aus dieser Feststel-

lung ergebende Ansprüche gegen die Bank zu-

stehen können. Es ist Sache des nationalen

Gerichts, nach Maßgabe des nationalen Rechts

zu bestimmen, ob Verbraucher zur Geltendma-

chung derartiger Ansprüche berechtigt sind,

und gegebenenfalls über deren Begründetheit

zu entscheiden.

2. Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie

93/13 sind dahin auszulegen, dass sie einer ge-

richtlichen Auslegung des nationalen Rechts

entgegenstehen, nach der dann, wenn ein zwi-

schen einem Verbraucher und einer Bank ge-

schlossener Darlehensvertrag wegen darin ent-

haltener missbräuchlicher Klauseln als von An-

fang an nichtig befunden wird, der Bank neben

der Erstattung der aufgrund dieses Vertrags ge-

zahlten Beträge und ab dem Zeitpunkt der Auf-

forderung zur Erstattung zu zahlender Verzugs-

zinsen in gesetzlicher Höhe zusätzliche, sich aus

dieser Feststellung ergebende Ansprüche gegen

den Verbraucher zustehen können.

GA Collins, Schlussanträge vom 16.2.2023 –

C-520/21

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-513-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kosten des Patentanwalts VII

Die Vorschrift des § 140 Abs. 3 MarkenG aF

(§ 140 Abs. 4 MarkenG nF) ist mit Blick auf Art. 3

und Art. 14 der Richtlinie 2004/48/EG dahinge-

hend richtlinienkonform auszulegen, dass nur

die Kosten der für die zweckentsprechende

Rechtsverfolgung notwendigen patentanwaltli-

chen Mitwirkung erstattungsfähig sind (Aufgabe
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